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PRESSEERKLÄRUNG
Göttingen / Berlin, den 28. Mai 2004

4. Juni: Vor 15 Jahren Tiananmen-Massaker in Peking

Blutbad darf nicht länger tabuisiert werden
Bundeskanzler Augenwischerei vorgeworfen

Anlässlich des 15. Jahrestages des Massakers der chinesischen
Volksbefreiungsarmee an Hunderten unbewaffneten Studenten auf
dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking am 4. Juni 1989 hat
die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) der chinesischen Füh-
rung am Freitag vorgeworfen, systematisch die Wahrheit über das
Blutbad zu unterdrücken. „Gezielt werden die Angehörigen der Er-
mordeten und Dissidenten, die sich um die Aufklärung des Massa-
kers bemühen, eingeschüchtert, unter Hausarrest gestellt oder ver-
haftet“, stellt die GfbV in einem heute veröffentlichten siebenseitigen
Memorandum fest. Darin fordert die Menschenrechtsorganisation die
Freilassung der noch immer inhaftierten Studentenführer, die Be-
strafung der für das Massaker Verantwortlichen sowie eine rückhalt-
lose Aufklärung der damaligen Ereignisse. Auch dürften die Hinter-
bliebenen der Opfer nicht länger schikaniert und zum Schweigen ge-
bracht werden.

„Wenn Bundeskanzler Gerhard Schröder heute von einem „neuen
China“ spricht, um eine Aufhebung des Waffenembargos der Euro-
päischen Union (EU) zu rechtfertigen, so ist dies Augenwischerei“,
kritisierte der GfbV-Asienreferent Ulrich Delius. „Chinas Führung
verteidigt das Machtmonopol der Kommunistischen Partei mit aller
Gewalt.“ Wer die Allmacht der Partei in Frage stelle, riskiere sein
Leben. Weil sie sich diesem Diktat nicht gebeugt hätten, seien seit
1989 schon mehr Menschen getötet worden als damals auf dem
Platz des Himmlischen Friedens. So seien allein seit Juli 1999 min-
destens 960 Falun Gong-Anhänger gewaltsam in Polizeistationen,
Gefängnissen und Arbeitslagern zu Tode gekommen. Brutal hätten
die Behörden 1997/98 auch die Demokratiebewegung zerschlagen
und Dutzende Dissidenten zu langjährigen Haftstrafen verurteilt.

TERMINANKÜNDIGUNG AKTION: Die GfbV wird am kommenden
Donnerstag, dem 3. Juni 2004, zwischen 10 und 13 Uhr gemeinsam
mit Anhängern der chinesischen Demokratiebewegung in Berlin vor
der chinesischen Botschaft auf der Janowitzbrücke mit einer Men-
schenrechtsaktion der Opfer des Massakers gedenken und gegen
die geplante Aufhebung des EU-Waffenembargos gegen China pro-
testieren.

ACHTUNG BILDREDAKTIONEN: Bei der Aktion wird „der Bundes-
kanzler“ seinen chinesischen Partnern symbolisch Waffen aus Muni-
tionskisten übergeben. Auch werden mehr als 100 Fotos von dem
Tiananmen-Massaker ausgestellt.

Gern übersenden wir Ihnen auf Anfrage unser neues Memorandum zum
Jahrestag des Massakers auf dem Platz des Himmlischen Friedens per Fax
oder E-Mail (Tel. 0551 499 06-25 oder -27). Ulrich Delius ist für Rückfragen
auch erreichbar unter Tel. 0160 95 67 14 03.


